
Hochtechnologien gelten als die Branchen der Zukunft. 
Europa will hier nicht den Anschluss verlieren. Auch gegen 
Lieferengpässe und Produktionsengpässe durch gestörte 
Lieferketten will sich Europa besser wappnen. Mit dem 
„European Chips Act“ will die EU-Kommission gemeinsam 
mit den Mitgliedstaaten mehr als 40 Mrd. Euro ausgeben, 
um die europäische Halbleiter-Produktion von gegen-
wärtig 10% auf dann 20% der globalen Produktion zu 
steigern. Halbleiter sind nicht nur in Gebrauchsgegen-
ständen wie Handys, Laptops oder Autos, sie sind auch 
unverzichtbar, wenn die grüne und digitale Wende ge-
lingen soll. Photovoltaikanlagen, nachhaltige Produk-
tion, E-Mobilität – all das braucht Computerchips. Der 
„European Chips Act“ ist auch eine Antwort der EU auf 
den U.S.-Chips-Act, der mehr als 50 Mrd. US-Dollar Sub-
ventionen für Halbleiter vorsieht, um die Produktion zu 
sichern, zu modernisieren und auszubauen. 
Sind diese Subventionen gerechtfertigt? Das Haupt- 
argument der Politik für diese Subventionen ist geo- 
strategisch. Deutschland und die EU, wie auch die USA, 
wollen bei systemisch wichtigen Produkten nicht von 
Importen, insbesondere aus China bzw. Taiwan, abhän-
gig sein. Um diese Unabhängigkeit zu erreichen, reicht es 
allerdings nicht, Halbleiterfabriken zu subventionieren. 
Man müsste die gesamte Lieferkette für Halbleiter in die 
strategische Planung einbeziehen. Viele der Vorprodukte 
und Rohstoffe für Halbleiter würden weiterhin nicht 
in Europa produziert, auch wenn die Endfertigung im 
Lande wäre. Fallen Vorprodukte aus, stehen Fabriken in 
Deutschland still.
Darüber hinaus kann man argumentieren, dass Halb- 
leiter für die Automobil- oder die Maschinenbauindustrie 
in Deutschland strategisch wichtig sind, Halbleiter für 
Computer oder Handys (wie sie jetzt beim Intel-Werk 
in Magdeburg subventioniert werden sollen) dagegen 
nicht, da Computer und Handys in Deutschland nicht 
hergestellt werden. Gleichzeitig ist fraglich, ob das Aus-
maß der Subventionen (in Magdeburg bei Intel zum Bei-
spiel mehr als 700 000 Euro pro Arbeitsplatz, ähnlich 
bei Infineon in Dresden) zu rechtfertigen ist oder ob 
man nicht lieber in Forschung und Entwicklung, sowohl 
an Universitäten als auch bei Privatunternehmen, inves-
tieren sollte. Empirisch ist jeder Euro, der in Forschung 
und Entwicklung investiert wird, stark korreliert mit 
zukünftigem Wirtschaftswachstum und einem Anstieg 
der Einkommen.

Theoretisch können Subventionen Fehlallokationen in 
der Wirtschaft verschlimmern oder verbessern. Das 
hängt davon ab, ob die Subventionen bestehende Frik-
tionen eliminieren oder selbst Verzerrungen in der Allo-
kation von Ressourcen hervorrufen. Die „Friktion“, auf 
die man mit Subventionen reagiert, ist – neben den geo- 
strategischen Argumenten – die Subventionierung von 
Halbleiter-Produktion anderswo, besonders in den USA. 
Es ist aber fraglich, ob selbst zu subventionieren die beste 
strategische Antwort auf Subventionen in anderen Län-
dern ist. Vor dem Hintergrund eines akuten Mangels an 
hochqualifizierten Arbeitskräften in Deutschland wäre 
es wahrscheinlich besser, billige, subventionierte Chips 
aus anderen Ländern zu importieren. Zudem greifen die 
geostrategischen Argumente bei Importen aus den USA 
nicht. Wenn die Beziehungen zu den USA so weit erodie-
ren, dass die USA deutschen Unternehmen keine Halb-
leiter mehr verkaufen wollen, wird die Nachfrage nach 
Halbleitern in Deutschland fallen, da dann auch keine 
Autos oder Maschinen mehr in die USA exportiert wer-
den könnten. Im Übrigen würde Intel dann wohl seine 
Fabrik in Magdeburg auch schließen. In Summe sollten 
wir den Fehler der USA nicht mit einem eigenen Fehler 
beantworten.
Interessant ist, dass die Halbleiter-Subventionen inzwi-
schen auch in der Bundesregierung nicht mehr unum-
stritten sind. So hat Bundesfinanzminister Christian 
Lindner die Höhe der Förderung des US-Konzerns Intel 
in Magdeburg infrage gestellt und dabei betont, dass der 
Staat sich von internationalen Unternehmen nicht er-
pressen lassen sollte. Es ist nicht klar, ob Deutschland 
und Europa an diesem Subventionswettbewerb teilneh-
men sollten. Steuergelder wären anderswo besser ange-
legt.   

Subventionen für Halbleiter?
Reint Gropp, Präsident des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung Halle

Wirtschaft im Wandel — Jg. 29 (1), 2023 Kommentar

03


